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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Dr. Barbara Straka in der 

Verwaltungsstrafsache gegen ***Bf1***, ***Bf1-Adr***, wegen der 

Verwaltungsübertretungen nach § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung, Amtsblatt 

der Stadt Wien Nr. 51/2005, in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, 

Landesgesetzblatt für Wien Nr. 9/2006 in der Fassung LGBl. für Wien Nr. 24/2012, über die 

Beschwerden des Beschuldigten vom 27. Dezember 2022 gegen die Straferkenntnisse des 

Magistrates der Stadt Wien vom 6. Dezember 2022, Zahlen: 1) MA67/226700349637/2022, 

2) MA67/226700420226/2022, 3) MA67/226700437096/2022, 

4) MA67/226700495445/2022,  5) MA67/226700501599/2022, 6) MA67/226700751404/2022, 

7) MA67/226700862223/2022, 8) MA67/226701036878/2022, zu Recht erkannt: 

I. Gemäß § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) in Verbindung mit § 24 Abs. 1 

Bundesfinanzgerichtsgesetz (BFGG) und § 5 Gesetz über das Wiener Abgabenorganisations-

recht (WAOR) werden die Beschwerden als unbegründet abgewiesen und die 

angefochtenen Straferkenntnisse bestätigt.  

 

II. Gemäß § 52 Abs. 1 und 2 VwGVG hat die beschwerdeführende Partei Beiträge zu den 

Kosten des Beschwerdeverfahrens in Höhe von je € 12,00 (insgesamt € 96,00) zu leisten.  

 

III. Gemäß § 25 Abs. 2 BFGG wird der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde 

bestimmt. 

 

IV. Eine Revision durch die beschwerdeführende Partei wegen Verletzung in Rechten nach 

Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemäß § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zulässig.  

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch 

die belangte Behörde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulässig.  
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Entscheidungsgründe 

1) 

Mit Straferkenntnis vom 6. Dezember 2022, Zahl: MA67/226700349637/2022, hat der 

Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, als belangte Behörde Herrn ***Bf1*** (in 

weiterer Folge: Beschwerdeführer) angelastet, er habe die Parkometerabgabe fahrlässig 

verkürzt, indem er das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen ***1*** 

am 5. April 2022 um 10:55 Uhr in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone in 1220 Wien, X-

Gasse 141, abgestellt habe, ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den 

Beanstandungszeitpunkt gültigen Parkschein gesorgt zu haben.  

Dadurch habe der Beschwerdeführer die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2 Parkometerabgabe-

verordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in Verbindung mit § 4 

Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien Nr. 9/2006, in der geltenden Fassung, verletzt. 

Wegen dieser Verwaltungsübertretung werde über den Beschwerdeführer gemäß § 4 Abs. 1 

Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Höhe von € 60,00 sowie im Falle der 

Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stunden verhängt.  

Ferner habe der Beschwerdeführer gemäß § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - 

VStG einen Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu zahlen.  

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 70,00. 

2) 

Mit Straferkenntnis vom 6. Dezember 2022, Zahl: MA67/226700420226/2022, hat der 

Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, als belangte Behörde dem 

Beschwerdeführer angelastet, er habe die Parkometerabgabe fahrlässig verkürzt, indem er das 

mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen ***1*** am 25. April 2022 um 

20:29 Uhr in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone in X-Gasse 139, 1220 Wien, abgestellt 

habe, ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt gültigen 

Parkschein gesorgt zu haben.  

Dadurch habe der Beschwerdeführer die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2 Parkometerabgabe-

verordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in Verbindung mit § 4 

Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien Nr. 9/2006, in der geltenden Fassung, verletzt. 

Wegen dieser Verwaltungsübertretung werde über den Beschwerdeführer gemäß § 4 Abs. 1 

Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Höhe von € 60,00 sowie im Falle der 

Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stunden verhängt.  

Ferner habe der Beschwerdeführer gemäß § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - 

VStG einen Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu zahlen.  

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 70,00. 
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3) 

Mit Straferkenntnis vom 6. Dezember 2022, Zahl: MA67/226700437096/2022, hat der 

Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, als belangte Behörde dem 

Beschwerdeführer angelastet, er habe die Parkometerabgabe fahrlässig verkürzt, indem er das 

mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen ***1*** am 27. April 2022 um 

16:26 Uhr in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone in X-Gasse 139, 1220 Wien, abgestellt 

habe, ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt gültigen 

Parkschein gesorgt zu haben.  

Dadurch habe der Beschwerdeführer die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2 Parkometerabgabe-

verordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in Verbindung mit § 4 

Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien Nr. 9/2006, in der geltenden Fassung, verletzt. 

Wegen dieser Verwaltungsübertretung werde über den Beschwerdeführer gemäß § 4 Abs. 1 

Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Höhe von € 60,00 sowie im Falle der 

Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stunden verhängt.  

Ferner habe der Beschwerdeführer gemäß § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - 

VStG einen Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu zahlen.  

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 70,00. 

4) 

Mit Straferkenntnis vom 6. Dezember 2022, Zahl: MA67/226700495445/2022, hat der 

Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, als belangte Behörde dem 

Beschwerdeführer angelastet, er habe die Parkometerabgabe fahrlässig verkürzt, indem er das 

mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen ***1*** am 10. Mai 2022 um 

16:14 Uhr in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone in X-Gasse 139, 1220 Wien, abgestellt 

habe, ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt gültigen 

Parkschein gesorgt zu haben.  

Dadurch habe der Beschwerdeführer die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2 Parkometerabgabe-

verordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in Verbindung mit § 4 

Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien Nr. 9/2006, in der geltenden Fassung, verletzt. 

Wegen dieser Verwaltungsübertretung werde über den Beschwerdeführer gemäß § 4 Abs. 1 

Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Höhe von € 60,00 sowie im Falle der 

Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stunden verhängt.  

Ferner habe der Beschwerdeführer gemäß § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - 

VStG einen Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu zahlen.  

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 70,00. 

5) 

Mit Straferkenntnis vom 6. Dezember 2022, Zahl: MA67/226700501599/2022, hat der 

Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, als belangte Behörde dem 
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Beschwerdeführer angelastet, er habe die Parkometerabgabe fahrlässig verkürzt, indem er das 

mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen ***1*** am 11. Mai 2022 um 

18:20 Uhr in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone in X-Gasse 139, 1220 Wien, abgestellt 

habe, ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt gültigen 

Parkschein gesorgt zu haben.  

Dadurch habe der Beschwerdeführer die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2 Parkometerabgabe-

verordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in Verbindung mit § 4 

Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien Nr. 9/2006, in der geltenden Fassung, verletzt. 

Wegen dieser Verwaltungsübertretung werde über den Beschwerdeführer gemäß § 4 Abs. 1 

Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Höhe von € 60,00 sowie im Falle der 

Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stunden verhängt.  

Ferner habe der Beschwerdeführer gemäß § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - 

VStG einen Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu zahlen.  

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 70,00. 

Die Straferkenntnisse 1) bis 5) wurden folgendermaßen begründet: 

„Aus der Aktenlage ergibt sich folgender Sachverhalt: 

Sie haben das verfahrensgegenständliche Kraftfahrzeug an der im Spruch bezeichneten 

Örtlichkeit abgestellt, sodass es dort zur angeführten Zeit in einer gebührenpflichtigen 

Kurzparkzone gestanden ist, ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den 

Beanstandungszeitpunkt gültig entwerteten Parkschein gesorgt bzw. einen elektronischen 

Parkschein aktiviert zu haben, da der Parkschein fehlte und kein elektronischer Parkschein 

aktiviert war. Demnach haben Sie die Parkometerabgabe fahrlässig verkürzt 

Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in die Anzeige, welche von einem 

Parkraumüberwachungsorgan auf Grund einer eigenen dienstlichen Wahrnehmung gelegt 

wurde. 

Bei der Beweiswürdigung waren folgende Erwägungen maßgebend: 

In Ihrem Einspruch führten Sie im Wesentlichen aus, dass das Fahrzeug aufgrund einer Panne 

vom ÖAMTC zu Ihrer Wohnadresse gebracht wurde, wobei es sich bei dem Abstellort um einen 

Privatgrund handelt. 

Dazu wird Folgendes festgestellt: 

Eine Nachfrage beim ÖAMTC hat ergeben, dass für das obgenannte Fahrzeug am 28.8.2021 

nach einer Panne zur Wohnadresse des Beschuldigten gebracht wurde. 

Dazu wird Folgendes festgestellt: 

4 von 18



Seite 5 von 18 
 

 

1) Die Beanstandung erfolgte am 5.4.2022. Ein Zusammenhang mit der Pannenhilfe vom 

28.8.2021 kann nicht erblickt werden. 

 

2) Die Beanstandung erfolgte am 25.4.2022. Ein Zusammenhang mit der Pannenhilfe vom 

28.8.2021 kann nicht erblickt werden. 

 

3) Die Beanstandung erfolgte am 27.4.2022. Ein Zusammenhang mit der Pannenhilfe vom 

28.8.2021 kann nicht erblickt werden. 

 

4) Die Beanstandung erfolgte am 10.5.2022. Ein Zusammenhang mit der Pannenhilfe vom 

28.8.2021 kann nicht erblickt werden. 

 

5) Die Beanstandung erfolgte am 11.5.2022. Ein Zusammenhang mit der Pannenhilfe vom 

28.8.2021 kann nicht erblickt werden. 

Als Zulassungsbesitzer des Fahrzeuges kommen Sie primär als Lenker in Betracht. 

Der Abstellort befand sich in einer ordnungsgemäß kundgemachten Kurzparkzone. 

Als Straßen mit öffentlichem Verkehr gelten solche, die von jeder Person unter den gleichen 

Bedingungen benützt werden können (§ 1 Abs. 1 StVO). Nach der ständigen Judikatur des 

Verwaltungsgerichtshofes handelt es sich dann um eine Straße mit öffentlichem Verkehr, wenn 

sie weder abgeschrankt, noch als Privatstraße gekennzeichnet ist, noch auf dieser auf die 

Beschränkungen des öffentlichen Verkehrs hinweisende Tafeln aufgestellt sind. Es kommt also 

darauf an, ob sie der Öffentlichkeit zur Benützung freisteht oder ob diese Benützung durch die 

Öffentlichkeit sichtbar ausgeschlossen ist. 

Aus den Fotos des Meldungslegers ist zu entnehmen, dass die Verkehrsfläche infolge fehlender 

Absperrung oder sonstiger Kenntlichmachung zumindest für den allgemeinen Verkehr 

uneingeschränkt zur Verfügung stand, weshalb sie als öffentliche Straße zu beurteilen war und 

demnach sich auch die (flächendeckende) Kurzparkzone auf diesen Bereich erstreckte. 

Es wird daher der Sachverhalt als erwiesen angenommen, 

Rechtlich ist dieser Sachverhalt wie folgend zu beurteilen: 
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Jeder Lenker eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der ein solches in einer Kurzparkzone 

abstellt, muss bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten (§ 5 Abs. 2 der 

Parkometerabgabeverordnung). 

Dieser Verpflichtung sind Sie nicht nachgekommen und haben daher die Parkometerabgabe 

nicht entrichtet und somit fahrlässig verkürzt. 

Weiters ist Fahrlässigkeit dann ohne weiteres anzunehmen, wenn zum Tatbestand einer 

Verwaltungsübertretung der Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht gehört, somit schon 

die bloße Nichtbefolgung eines Gebotes oder das Zuwiderhandeln gegen ein Verbot eine Strafe 

nach sich zieht, und der Täter nicht glaubhaft macht, dass ihn an der Verletzung der 

Verwaltungsvorschrift kein Verschulden trifft (§ 5 Abs. 1 VStG). 

Eine Glaubhaftmachung mangelnden Verschuldens ist Ihnen nicht gelungen, weshalb der Ihnen 

angelastete strafbare Tatbestand auch subjektiv als erwiesen anzusehen ist. 

Zur Strafbemessung hat die erkennende Behörde Folgendes erwogen: 

Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig verkürzt 

wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu EUR 365,00 zu bestrafen (§ 4 

Abs. 1 Parkometergesetz 2006). 

Die verhängte Geldstrafe soll durch ihre Höhe dazu geeignet sein, Sie wirksam von einer 

Wiederholung abzuhalten. 

Grundlage für die Bemessung der Strafe sind gemäß § 19 VStG die Bedeutung des strafrechtlich 

geschützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat. 

Jedes fahrlässige Verkürzen der Parkometerabgabe, d.h. jedes Abstellen eines mehrspurigen 

Kraftfahrzeuges in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone, ohne dass hierfür die nach der 

Parkometerabgabeverordnung vorgeschriebene Parkometerabgabe durch einen 

ordnungsgemäß entwerteten Parkschein entrichtet wird, schädigt in nicht unerheblichem Maße 

sowohl das öffentliche Interesse an der Entrichtung von Abgaben, als auch an der Erleichterung 

des innerstädtischen Verkehrs und an der Rationierung des in Wien vorhandenen Parkraumes, 

dem die Strafdrohung dient. 

Der Unrechtsgehalt der gegenständlichen Verwaltungsübertretung ist im Hinblick auf den 

Sachverhalt - selbst bei Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen - nicht gerade gering. 

Dass die Einhaltung der Vorschriften eine besondere Aufmerksamkeit erfordert habe oder dass 

die Verwirklichung des Tatbestandes aus besonderen Gründen nur schwer hätte vermieden 

werden können, ist auf Grund der Tatumstände nicht anzunehmen und es kann daher Ihr 

Verschulden nicht als geringfügig angesehen werden. 
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Bei der Strafbemessung wurden Ihre Einkommens- und Vermögensverhältnisse sowie allfällige 

Sorgepflichten, soweit diese der Behörde bekannt waren, berücksichtigt. Zudem wurde auf 

eventuell vorhandene verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen Bedacht genommen. 

Unter Bedachtnahme auf diese Strafzumessungsgründe und den bis zu EUR 365,00 reichenden 

Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und das Verschulden ist die verhängte Geldstrafe selbst 

bei Annahme von ungünstigen wirtschaftlichen Verhältnissen, durchaus angemessen und 

keineswegs zu hoch, zumal Milderungsgründe nicht hervorgetreten sind. 

Die Auferlegung des Beitrages zu den Kosten des Verfahrens stützt sich auf die zwingende 

Vorschrift des § 64 Abs. 2 des VStG 1991.“ 

6) 

Mit Straferkenntnis vom 6. Dezember 2022, Zahl: MA67/226700751404/2022, hat der 

Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, als belangte Behörde dem 

Beschwerdeführer angelastet, er habe die Parkometerabgabe fahrlässig verkürzt, indem er das 

mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen ***2*** am 11. Juli 2022 um 

20:39 Uhr in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone in 1220 Wien, X-Gasse 141, abgestellt 

habe, ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt gültigen 

Parkschein gesorgt zu haben.  

Dadurch habe der Beschwerdeführer die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2 Parkometerabgabe-

verordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in Verbindung mit § 4 

Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien Nr. 9/2006, in der geltenden Fassung, verletzt. 

Wegen dieser Verwaltungsübertretung werde über den Beschwerdeführer gemäß § 4 Abs. 1 

Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Höhe von € 60,00 sowie im Falle der 

Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stunden verhängt.  

Ferner habe der Beschwerdeführer gemäß § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - 

VStG einen Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu zahlen.  

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 70,00. 

7) 

Mit Straferkenntnis vom 6. Dezember 2022, Zahl: MA67/226700862223/2022, hat der 

Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, als belangte Behörde dem 

Beschwerdeführer angelastet, er habe die Parkometerabgabe fahrlässig verkürzt in dem er das 

mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen ***2*** am 8. August 2022 um 

13:18 Uhr in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone in 1220 Wien, X-Gasse gegenüber 124, 

abgestellt habe, ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt 

gültigen Parkschein gesorgt zu haben.  

Dadurch habe der Beschwerdeführer die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2 Parkometer-

abgabeverordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in Verbindung 
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mit § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien Nr. 9/2006, in der geltenden Fassung, 

verletzt. 

Wegen dieser Verwaltungsübertretung werde über den Beschwerdeführer gemäß § 4 Abs. 1 

Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Höhe von € 60,00 sowie im Falle der 

Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stunden verhängt.  

Ferner habe der Beschwerdeführer gemäß § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - 

VStG einen Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu zahlen.  

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 70,00. 

8) 

Mit Straferkenntnis vom 6. Dezember 2022, Zahl: MA67/226701036878/2022, hat der 

Magistrat der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, als belangte Behörde dem 

Beschwerdeführer angelastet, er habe die Parkometerabgabe fahrlässig verkürzt, indem er das 

mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen ***2*** am 19. September 

2022 um 18:57 Uhr in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone in 1220 Wien, X-Gasse 

gegenüber 124, abgestellt habe, ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den 

Beanstandungszeitpunkt gültigen Parkschein gesorgt zu haben.  

Dadurch habe der Beschwerdeführer die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2 Parkometer-

abgabeverordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in Verbindung 

mit § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien Nr. 9/2006, in der geltenden Fassung, 

verletzt. 

Wegen dieser Verwaltungsübertretung werde über den Beschwerdeführer gemäß § 4 Abs. 1 

Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Höhe von € 60,00 sowie im Falle der 

Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stunden verhängt.  

Ferner habe der Beschwerdeführer gemäß § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - 

VStG einen Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu zahlen.  

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 70,00. 

Die Straferkenntnisse 6) bis 8) wurden folgendermaßen begründet: 

„Aus der Aktenlage ergibt sich folgender Sachverhalt: 

Sie haben das verfahrensgegenständliche Kraftfahrzeug an der im Spruch bezeichneten 

Örtlichkeit abgestellt, sodass es dort zur angeführten Zeit in einer gebührenpflichtigen 

Kurzparkzone gestanden ist, ohne für seine Kennzeichnung mit einem für den 

Beanstandungszeitpunkt gültig entwerteten Parkschein gesorgt bzw. einen elektronischen 

Parkschein aktiviert zu haben, da der Parkschein fehlte und kein elektronischer Parkschein 

aktiviert war. Demnach haben Sie die Parkometerabgabe fahrlässig verkürzt. 
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Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in die Anzeige, welche von einem 

Parkraumüberwachungsorgan auf Grund einer eigenen dienstlichen Wahrnehmung gelegt 

wurde. 

Bei der Beweiswürdigung waren folgende Erwägungen maßgebend: 

In Ihrem Einspruch führten Sie im Wesentlichen aus, dass das Fahrzeug aufgrund einer Panne 

vom ÖAMTC zu Ihrer Wohnadresse gebracht wurde, wobei es sich bei dem Abstellort um einen 

Privatgrund handelt. 

Dazu wird Folgendes festgestellt: 

Eine Nachfrage beim ÖAMTC hat ergeben, dass für das obgenannte Fahrzeug am 20.7.2022 

nach einer Panne zur Wohnadresse des Beschuldigten gebracht wurde. 

Der Abstellort befand sich in einer ordnungsgemäß kundgemachten Kurzparkzone. 

Als Straßen mit öffentlichem Verkehr gelten solche, die von jeder Person unter den gleichen 

Bedingungen benützt werden können (§ 1 Abs. 1 StVO). Nach der ständigen Judikatur des 

Verwaltungsgerichtshofes handelt es sich dann um eine Straße mit öffentlichem Verkehr, wenn 

sie weder abgeschrankt, noch als Privatstraße gekennzeichnet ist, noch auf dieser auf die 

Beschränkungen des öffentlichen Verkehrs hinweisende Tafeln aufgestellt sind. Es kommt also 

darauf an, ob sie der Öffentlichkeit zur Benützung freisteht oder ob diese Benützung durch die 

Öffentlichkeit sichtbar ausgeschlossen ist. 

Aus den Fotos des Meldungslegers ist zu entnehmen, dass die Verkehrsfläche infolge fehlender 

Absperrung oder sonstiger Kenntlichmachung zumindest für den allgemeinen Verkehr 

uneingeschränkt zur Verfügung stand, weshalb sie als öffentliche Straße zu beurteilen war und 

demnach sich auch die (flächendeckende) Kurzparkzone auf diesen Bereich erstreckte. 

Es wird daher der Sachverhalt als erwiesen angenommen, 

Rechtlich ist dieser Sachverhalt wie folgend zu beurteilen: 

Jeder Lenker eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der ein solches in einer Kurzparkzone 

abstellt, muss bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten (§ 5 Abs. 2 der 

Parkometerabgabeverordnung). 

Dieser Verpflichtung sind Sie nicht nachgekommen und haben daher die Parkometerabgabe 

nicht entrichtet und somit fahrlässig verkürzt. 

Weiters ist Fahrlässigkeit dann ohne weiteres anzunehmen, wenn zum Tatbestand einer 

Verwaltungsübertretung der Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht gehört, somit schon 

die bloße Nichtbefolgung eines Gebotes oder das Zuwiderhandeln gegen ein Verbot eine Strafe 
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nach sich zieht, und der Täter nicht glaubhaft macht, dass ihn an der Verletzung der 

Verwaltungsvorschrift kein Verschulden trifft (§ 5 Abs. 1 VStG). 

Eine Glaubhaftmachung mangelnden Verschuldens ist Ihnen nicht gelungen, weshalb der Ihnen 

angelastete strafbare Tatbestand auch subjektiv als erwiesen anzusehen ist. 

Zur Strafbemessung hat die erkennende Behörde Folgendes erwogen: 

Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig verkürzt 

wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu EUR 365,00 zu bestrafen (§ 4 

Abs. 1 Parkometergesetz 2006). 

Die verhängte Geldstrafe soll durch ihre Höhe dazu geeignet sein, Sie wirksam von einer 

Wiederholung abzuhalten. 

Grundlage für die Bemessung der Strafe sind gemäß § 19 VStG die Bedeutung des strafrechtlich 

geschützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat. 

Jedes fahrlässige Verkürzen der Parkometerabgabe, d.h. jedes Abstellen eines mehrspurigen 

Kraftfahrzeuges in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone, ohne dass hierfür die nach der 

Parkometerabgabeverordnung vorgeschriebene Parkometerabgabe durch einen 

ordnungsgemäß entwerteten Parkschein entrichtet wird, schädigt in nicht unerheblichem Maße 

sowohl das öffentliche Interesse an der Entrichtung von Abgaben, als auch an der Erleichterung 

des innerstädtischen Verkehrs und an der Rationierung des in Wien vorhandenen Parkraumes, 

dem die Strafdrohung dient. 

Der Unrechtsgehalt der gegenständlichen Verwaltungsübertretung ist im Hinblick auf den 

Sachverhalt - selbst bei Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen - nicht gerade gering. 

Dass die Einhaltung der Vorschriften eine besondere Aufmerksamkeit erfordert habe oder dass 

die Verwirklichung des Tatbestandes aus besonderen Gründen nur schwer hätte vermieden 

werden können, ist auf Grund der Tatumstände nicht anzunehmen und es kann daher Ihr 

Verschulden nicht als geringfügig angesehen werden. 

Bei der Strafbemessung wurden Ihre Einkommens- und Vermögensverhältnisse sowie allfällige 

Sorgepflichten, soweit diese der Behörde bekannt waren, berücksichtigt. Zudem wurde auf 

eventuell vorhandene verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen Bedacht genommen. 

Unter Bedachtnahme auf diese Strafzumessungsgründe und den bis zu EUR 365,00 reichenden 

Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und das Verschulden ist die verhängte Geldstrafe selbst 

bei Annahme von ungünstigen wirtschaftlichen Verhältnissen, durchaus angemessen und 

keineswegs zu hoch, zumal Milderungsgründe nicht hervorgetreten sind. 
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Die Auferlegung des Beitrages zu den Kosten des Verfahrens stützt sich auf die zwingende 

Vorschrift des § 64 Abs. 2 des VStG 1991.“ 

In den Beschwerden vom 27. Dezember 2022 wurde inhaltsgleich gegen alle Straferkenntnisse 

ausgeführt: 

„Diese Straferkenntnis enbehrt jeder rechtlichen Vorlage, da wie ich nochmal erwähne, das 

mein PKW zur Gänze auf rechtlich privaten Grund gestanden ist welcher auch als solcher 

Gekennzechnet ist und war. Weiters habe ich Zeitgleich gegen weitere Strafen am selben Ort 

Einspruch gegen die Strafverfügung eingebracht in welcher von der Behörde Einsicht gezeigt 

wurde und das Verfahren eingestellt wurde. Somit verstehe ich nicht, warum hier mit zweierlei 

Maß vorgegangen wird. Somit bitte ich Sie auch in diesem Fall sowie in den anderen Fällen 

(siehe zb. MA 67/216701140273/2021 und andere) das Verfahren ein zu stellen.“ 

Über die Beschwerde wurde erwogen: 

1) 

Nicht bestritten wird das Abstellen des mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen 

Kennzeichen ***1*** am 5. April 2022 um 10:55 Uhr im 22. Wiener Gemeindebezirk, X-Gasse 

141, ohne Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt gültigen Parkschein. 

2)  

Nicht bestritten wird das Abstellen des mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen 

Kennzeichen ***1*** am 25. April 2022 um 20:29 Uhr im 22. Wiener Gemeindebezirk, X-Gasse 

139, ohne Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt gültigen Parkschein. 

3) 

Nicht bestritten wird das Abstellen des mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen 

Kennzeichen ***1*** am 27. April 2022 um 16:26 Uhr im 22. Wiener Gemeindebezirk, X-Gasse 

139, ohne Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt gültigen Parkschein. 

4) 

Nicht bestritten wird das Abstellen des mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen 

Kennzeichen ***1*** am 10. Mai 2022 um 16:14 Uhr im 22. Wiener Gemeindebezirk, X-Gasse 

139, ohne Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt gültigen Parkschein. 

5) 
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Nicht bestritten wird das Abstellen des mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen 

Kennzeichen ***1*** am 11. Mai 2022 um 18:20 Uhr im 22. Wiener Gemeindebezirk, X-Gasse 

139, ohne Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt gültigen Parkschein. 

6) 

Nicht bestritten wird das Abstellen des mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen 

Kennzeichen ***2*** am 11. Juli 2022 um 20:39 Uhr im 22. Wiener Gemeindebezirk, X-Gasse 

141, ohne Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt gültigen Parkschein. 

7) 

Nicht bestritten wird das Abstellen des mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen 

Kennzeichen ***2*** am 8. August 2022 um 13:18 Uhr im 22. Wiener Gemeindebezirk, X-

Gasse gegenüber 124, ohne Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt 

gültigen Parkschein. 

8) 

Nicht bestritten wird das Abstellen des mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen 

Kennzeichen ***2*** am 19. September 2022 um 18:57 Uhr im 22. Wiener Gemeindebezirk, 

X-Gasse gegenüber 124, ohne Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt 

gültigen Parkschein. 

 

Der Beschwerdeführer geht aber in allen Fällen davon aus, sein Fahrzeug nicht in einer 

gebührenpflichtigen Kurzparkzone abgestellt zu haben, da es zur Gänze auf rechtlich privatem 

Grund gestanden sei, der auch als solcher gekennzeichnet gewesen sei. 

Gemäß § 1 Abs. 1 StVO 1960 gelten als Straßen mit öffentlichem Verkehr jene, die von 

jedermann unter den gleichen Bedingungen benützt werden können. 

Gemäß § 25 Abs. 1 StVO 1960 kann die Behörde durch Verordnung für bestimmte Straßen oder 

Straßenstrecken oder für Straßen innerhalb eines bestimmten Gebietes das Parken zeitlich 

beschränken (Kurzparkzone). 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kann eine Straße dann von 

jedermann unter den gleichen Bedingungen benützt werden, wenn sie nach dem äußeren 

Anschein zur allgemeinen Benützung freisteht. Für die Widmung als Straße mit öffentlichem 

Verkehr ist ein Widmungsakt nicht erforderlich und es kommt auch nicht auf die 

Eigentumsverhältnisse am Straßengrund an, d.h. also nicht darauf, ob die betreffende 

Landfläche ganz oder teilweise im Privateigentum steht (vgl. VwGH vom 31. Jänner 2014, 

2013/02/0239, mwN).   
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Unter Benützung für jedermann unter den gleichen Bedingungen ist zu verstehen, dass 

irgendeine denkbare Benützung im Rahmen des Fußgänger- und Fahrzeugverkehrs jedermann 

offen stehen muss. Der Begriff der Benützung unter den gleichen Bedingungen kann nicht so 

ausgelegt werden, dass die Einschränkung einer Benützungsart auf einen bestimmten 

Personenkreis allein der Straße den Charakter einer öffentlichen Verkehrsfläche entzöge (vgl. 

VwGH vom 21. November 2014, 2013/02/0168, mwN).   

Eine im Privateigentum stehende Straße ist nur dann nicht als im öffentlichen Verkehr stehend 

anzusehen, wenn sie abgeschrankt ist oder ihre Benutzung unter Hinweis auf ihre Eigenschaft 

als Privatstraße der Allgemeinheit ersichtlich verboten wird (vgl. VwGH vom 31. März 2006, 

2006/02/0009).  

Der Verfahrensgrundsatz, dass die Behörde von Amts wegen vorzugehen hat (§ 24 VStG iVm § 

39 Abs 2 AVG, § 25 Abs 1 VStG), befreit die Partei nicht von ihrer Verpflichtung, zur Ermittlung 

des maßgeblichen Sachverhaltes beizutragen, wobei diese Mitwirkungspflicht auch den 

Beschuldigten im Verwaltungsstrafverfahren trifft. Die Mitwirkungspflicht hat insbesondere 

dort Bedeutung, wo ein Sachverhalt nur im Zusammenwirken mit der Partei geklärt werden 

kann, und erfordert es, dass der Beschuldigte seine Verantwortung nicht darauf beschränken 

kann, die ihm zur Kenntnis gelangten Erhebungsergebnisse für unrichtig zu erklären, ohne 

diesen ebenso konkrete Behauptungen entgegenzusetzen und entsprechende Beweise 

anzubieten. So löst etwa das bloße globale Bestreiten des Beschuldigten, ohne nähere 

Konkretisierung und Stellung von Beweisanträgen, in einem durch eine Meldung eines 

Sicherheitswachebeamten eingeleiteten Verfahren keine weitere Ermittlungspflicht aus. 

Unterlässt der Beschuldigte die gebotene Mitwirkung im Verwaltungsstrafverfahren, so 

bedeutet es keinen Verfahrensmangel, wenn die Behörde von Amts wegen keine weiteren 

Erhebungen durchführt (VwGH 20. September 1999, 98/21/0137). 

Zur Beurteilung der beschwerdegegenständlichen Fälle wurde Einsicht genommen in den unter 

https://www.wien.gv.at/stadtplan/ online abrufbaren Stadtplan, die auf Google Maps 

vorhandenen Aufnahmen und die zum jeweiligen Beanstandungszeitpunkt angefertigten Fotos 

der kontrollierenden Parkraumüberwachungsorgane. 

Daraus ergibt sich, dass die in den Anzeigen genannten Abstellorte „X-Gasse gegenüber 124“ 

sowie „X-Gasse 139“ identisch sind und die beiden Fahrzeuge des Beschwerdeführers an 

diesem Abstellort ebenso wie an dem Abstellort „X-Gasse 141“ auf dem Grünstreifen zwischen 

Fahrbahn und Gartenzaun - mit zwei Rädern auf der Fahrbahn -abgestellt waren. 

Der Beschwerdeführer behauptete, der Abstellort sei als Privatgrund entsprechend gekenn-

zeichnet. Diese Darstellung der Situation ist an Hand der fotografischen Darstellungen auf 

Google Maps und der Fotos in den Verfahrensakten mangels entsprechender Beschilderung 

nicht nachvollziehbar. Es ist vielmehr ersichtlich, dass der Grünstreifen neben der Fahrbahn 
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und im Besonderen die konkreten Abstellorte für jedermann im Rahmen des Fußgänger- und 

Fahrzeugsverkehrs benützbar sind. 

Bereits in den Straferkenntnissen wurde dem Beschwerdeführer dieses Erhebungsergebnis 

bekannt gegeben. Es wäre daher Sache des Beschwerdeführers gewesen, seine gegenteilige 

Behauptung samt entsprechenden Beweisen näher zu konkretisieren. 

Da es bei einer Straße mit öffentlichem Verkehr nicht auf die Eigentumsverhältnisse am 

Straßengrund ankommt und der Grünstreifen neben der Fahrbahn, auf dem die 

verfahrensgegenständlichen Fahrzeuge abgestellt waren, weder abgeschrankt war noch dessen 

Benutzung der Allgemeinheit untersagt wurde, geht das Bundesfinanzgericht in freier 

Beweiswürdigung nach § 45 Abs. 2 AVG davon aus, dass die beiden aneinander angrenzenden 

Abstellorte als Teil einer Straße mit öffentlichem Verkehr im Sinne der StVO 1960 und somit als 

Bestandteil der flächendeckenden Kurzparkzone des 22. Wiener Gemeindebezirks zu 

betrachten waren und sind. 

§ 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert: 

„Für das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO 1960) ist 

eine Abgabe zu entrichten.“ 

§ 5 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert: 

„(1) Die Abgabe gilt mit der ordnungsgemäßen Entwertung des Parkscheins (der Parkscheine) 

oder mit der Bestätigung der Abstellanmeldung als entrichtet. 

(2) Zur Entrichtung der Abgabe sind der Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer zur 

ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem 

Gebiet abstellt, für das eine Abgabepflicht besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des 

Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. Die Lenker haben bei der Durchführung der 

angeordneten Kontrollmaßnahmen mitzuwirken.“ 

Der Beschwerdeführer hat das verfahrensgegenständliche Fahrzeug jeweils in einer 

gebührenpflichtigen Kurzparkzone abgestellt ohne zu Beginn und für die gesamte Dauer des 

Abstellens einen gültigen Parkschein auszufüllen bzw. zu aktivieren und somit in den zu 

beurteilenden Fällen den objektiven Tatbestand der fahrlässigen Abgabenverkürzung 

verwirklicht. 

Daran kann auch der Einwand des Beschwerdeführers in seiner Beschwerde nichts ändern, 

wonach bei weiteren Strafen am selben Ort, wie zB MA 67/216701140273/2021, nach seinem 

Einspruch die Verfahren eingestellt worden seien. Dazu ist anzumerken, dass diese anderen 

Fälle nicht Gegenstand dieses Verfahrens und nicht maßgeblich sind. Darüber hinaus gilt die 

flächendeckende Kurzparkzone im 22. Wiener Gemeindebezirk erst ab 1. März 2022 und dem 
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Verfahren zu der vom Beschwerdeführer erwähnten Geschäftszahl aus dem Jahr 2021 müssen 

andere – mit den gegenständlichen Fällen nicht vergleichbare - Verhältnisse zugrunde gelegen 

sein. 

§ 5 VStG normiert: 

„(1) Wenn eine Verwaltungsvorschrift über das Verschulden nicht anderes bestimmt, genügt 

zur Strafbarkeit fahrlässiges Verhalten. Fahrlässigkeit ist bei Zuwiderhandeln gegen ein Verbot 

oder bei Nichtbefolgung eines Gebotes dann ohne weiteres anzunehmen, wenn zum Tatbestand 

einer Verwaltungsübertretung der Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht gehört und 

der Täter nicht glaubhaft macht, daß ihn an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein 

Verschulden trifft. 

(2) Unkenntnis der Verwaltungsvorschrift, der der Täter zuwidergehandelt hat, entschuldigt nur 

dann, wenn sie erwiesenermaßen unverschuldet ist und der Täter das Unerlaubte seines 

Verhaltens ohne Kenntnis der Verwaltungsvorschrift nicht einsehen konnte.“ 

Der Beschwerdeführer brachte in seiner Beschwerde keine Gründe vor, um sein mangelndes 

Verschulden darzutun, und es waren auch aus der Aktenlage keine Umstände ersichtlich, dass 

ihn an der Begehung der beschwerdegegenständlichen Verwaltungsübertretungen kein 

Verschulden träfe, weshalb jeweils von zumindest fahrlässigem Verhalten auszugehen ist. 

Soweit der Beschwerdeführer in seinen Einsprüchen im Verwaltungsverfahren jeweils eine 

Fahrzeugpanne geltend gemacht hat, haben nach der Aktenlage am 28. August 2021 eine 

Abschleppung des Fahrzeugs ***1*** zur Adresse X-Gasse 139 und am 20. Juli 2022 

Pannenhilfe beim Fahrzeug ***2*** an der gleichen Adresse stattgefunden (Bestätigungen des 

ÖAMTC). Dieser Umstand ist jedoch nicht geeignet, dem Beschwerdeführer mangelndes 

Verschulden zu bescheinigen, lagen doch die Tatzeitpunkte mehrere Monate nach der 

Pannenhilfe (Fahrzeug ***1***). Auch bezüglich des zweiten Fahrzeugs ***2*** hat der 

Beschwerdeführer einen allfälligen Zusammenhang mit einer Fahrzeugpanne nicht erläutert. 

Somit sind auch die subjektiven Voraussetzungen der Strafbarkeit in den zu beurteilenden 

Fällen als erwiesen anzusehen. 

§ 4 Wiener Parkometergesetz 2006 normiert: 

„(1) Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig 

verkürzt wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu 

bestrafen.“ 

§ 19 VStG normiert:  
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„(1) Grundlage für die Bemessung der Strafe sind die Bedeutung des strafrechtlich geschützten 

Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat. 

(2) Im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) sind überdies die nach dem Zweck der 

Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie nicht 

schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß des 

Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berücksichtigung der Eigenart des 

Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemäß anzuwenden. 

Die Einkommens- und Vermögensverhältnisse und allfällige Sorgepflichten des Beschuldigten 

sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu berücksichtigen.“ 

Die der Bestrafung zu Grunde liegenden Verwaltungsübertretungen schädigten in nicht 

unerheblichem Maße das als sehr bedeutend einzustufende öffentliche Interesse an der 

Bewirtschaftung des ohnehin knappen innerstädtischen Parkraumes sowie an der 

ordnungsgemäßen und fristgerechten Entrichtung der Parkometerabgabe. Der objektive 

Unrechtsgehalt der fahrlässigen Abgabenverkürzungen kann daher, selbst bei Fehlen sonstiger 

nachteiliger Folgen, keineswegs als gering angesehen werden (vgl. VwGH 25. November 2003, 

2003/17/0222, mwN, sowie VwGH 16. Mai 2011, 2011/17/0053, mwN). 

Das Ausmaß des Verschuldens war in den beschwerdegegenständlichen Fällen in Anbetracht 

der Außerachtlassung der objektiv gebotenen und dem Beschwerdeführer zumutbaren Sorgfalt 

nicht als geringfügig zu werten, da weder hervorgekommen noch auf Grund der Tatumstände 

anzunehmen ist, dass die Einhaltung der verletzten Rechtsvorschriften durch den 

Beschwerdeführer eine besondere Aufmerksamkeit erfordert hätte oder dass die 

Verwirklichung des jeweiligen Straftatbestandes aus besonderen Gründen nur schwer hätte 

vermieden werden können. 

Wegen einer Vielzahl an rechtskräftigen verwaltungsstrafrechtlichen Vormerkungen, sowohl 

auf Grund von Übertretungen des Wiener Parkometergesetzes als auch auf Grund anderer 

Delikte, kommt dem Beschwerdeführer der Milderungsgrund der verwaltungsstrafrechtlichen 

Unbescholtenheit nicht mehr zu Gute. Andere Milderungsgründe sind ebenfalls nicht 

hervorgekommen. 

Für eine ungünstige Einkommens- und Vermögenssituation des Beschwerdeführers besteht 

nach der Aktenlage kein Anhaltspunkt, sodass von durchschnittlichen wirtschaftlichen 

Verhältnissen auszugehen ist. Sorgepflichten sind ebenfalls nicht bekannt geworden und 

können daher nicht berücksichtigt werden. 

Unter Bedachtnahme auf die angeführten Strafbemessungsgründe sowie aus general- und 

spezialpräventiven Erwägungen sind die verhängten Geldstrafen in Höhe von je € 60,00 

angesichts des bis zu € 365,00 reichenden Strafrahmens keinesfalls als überhöht zu betrachten. 
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§ 44 VwGVG normiert: 

„(3) Das Verwaltungsgericht kann von einer Verhandlung absehen, wenn 

3. im angefochtenen Bescheid eine 500 Euro nicht übersteigende Geldstrafe verhängt wurde […] 

und keine Partei die Durchführung einer Verhandlung beantragt hat.“ 

Es konnte von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung abgesehen werden, da eine 

solche nicht beantragt und in den angefochtenen Straferkenntnissen eine € 500 nicht 

übersteigende Geldstrafe verhängt wurde. 

Kostenentscheidung 

Da die Kostenbeiträge der erstinstanzlichen Verfahren gemäß § 64 VStG mit 10% der 

verhängten Strafen, mindestens jedoch mit € 10,00, zu bemessen sind, wurden sie mit je 

€ 10,00 korrekt festgesetzt. 

Gemäß § 52 Abs. 1 VwGVG ist in jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem ein 

Straferkenntnis bestätigt wird, auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten 

des Strafverfahrens zu leisten hat. 

Gemäß § 52 Abs. 2 VwGVG ist dieser Betrag für das Beschwerdeverfahren mit 20% der 

verhängten Strafe, mindestens jedoch mit zehn Euro zu bemessen. 

Die beschwerdeführende Partei hat daher gemäß § 52 Abs. 2 VwGVG weitere je € 12,00 als 

Kostenbeitrag zum verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu leisten. 

Gemäß § 52 Abs. 6 VwGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemäß anzuwenden. 

Gemäß § 54b Abs. 1 VStG idF BGBl l 2013/33 sind rechtskräftig verhängte Geldstrafen oder 

sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft 

zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer 

angemessenen Frist von höchstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist 

ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur 

Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu 

erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen. 

Gemäß § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZollR-

DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche 

Abgabenbehörde oder Finanzstrafbehörde die Entscheidung zu vollstrecken hat.  

Hier erweist sich das Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde zweckmäßig, da dem 

Magistrat der Stadt Wien bereits gemäß § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den 

(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschlüsse obliegt (vgl. für viele 

ausführlich BFG 13. 5. 2014, RV/7500356/2014 sowie Wanke/Unger, BFGG § 25 BFGG Anm. 6). 
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Zur Unzulässigkeit der Revision 

Art. 133 Abs. 4 B-VG normiert: 

„(4) Gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil 

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Hat das Erkenntnis nur eine 

geringe Geldstrafe zum Gegenstand, kann durch Bundesgesetz vorgesehen werden, dass die 

Revision unzulässig ist. 

(6) Gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgerichtes kann wegen Rechtswidrigkeit Revision 

erheben: 

1. wer durch das Erkenntnis in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet; 

2. die belangte Behörde des Verfahrens vor dem Verwaltungsgericht; […]“ 

§ 25a VwGG normiert:  

„(4) Wenn in einer Verwaltungsstrafsache oder in einer Finanzstrafsache 

1. eine Geldstrafe von bis zu 750 Euro und keine Freiheitsstrafe verhängt werden durfte und 

2. im Erkenntnis eine Geldstrafe von bis zu 400 Euro verhängt wurde, 

ist eine Revision wegen Verletzung in Rechten (Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG) nicht zulässig.“ 

Weil nach § 4 Abs. 1 des Wiener Parkometergesetzes 2006 lediglich eine Geldstrafe von bis zu 

€ 365 und keine primäre Freiheitsstrafe verhängt werden darf, ist eine Revision durch die 

beschwerdeführende Partei unzulässig (vgl. VwGH, 01.09.2022, Ra 2022/16/0080, mwN).  

Die Revision für die belangte Behörde ist unzulässig, da das Bundesfinanzgericht im 

vorliegenden Erkenntnis nicht von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 

abweicht, sondern dessen Judikaturlinie folgt. 

 

 

Wien, am 7. Februar 2023 
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